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Ziel der EFICEEC Policy Brief Serie: 
 
 

EFICEEC Policy Briefs sind kurze, stark kondensierte Aufbereitungen über den 
letzten Stand des Wissens zu aktuellen Themen im Forstbereich. Sie enthalten 
wesentliche Problemstellungen, wissenschaftliche Erkenntnisse und potenzielle 
Lösungsvorschläge für definierte Themen.  
 
EFICEEC Policy Briefs erscheinen halbjährlich. 
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Ost‐	und	Südosteuropa	– eine	Region	im	Wandel	
 
Ost- und Südosteuropa sind nicht nur in forstli-
cher Sicht, sondern auch in anderer Hinsicht 
von besonderem Interesse: riesige Waldres-
sourcen, eine reichhaltige Biodiversität und 
vielfältige Waldtypen stehen großen gesell-
schaftlichen und politischen Veränderungen 
gegenüber. Als sogenannte Transformations-
länder („countries in transition“) nach dem Zu-
sammenbruch der kommunistischen Ordnung 
bezeichnet, haben all diese Länder ähnliche 
Probleme im Forstbereich zu bewältigen. Die 
politischen Änderungen führten zu neuen, de-
mokratischen Ordnungen, wie auch zur Bil-
dung neuer Staaten und politischer Systeme. 

Viele Länder in der Region erklärten eine Neu-
ordnung der Gesellschaft zum höchsten politi-
schen Ziel. Deren Umsetzung erfolgte jedoch 
höchst unterschiedlich. Die Palette reicht von 
eher zögerlichen Veränderungen in Rumänien 
in den 1990er Jahren, wie auch sehr rasch 
durchgeführten Reformen in Ungarn. In Folge 
der gesellschaftlichen Umwälzungen wurde 
auch der Forstsektor in kurzer Zeit komplett 
verändert. Dies betraf vor allem die Forstge-
setzgebung, die Verwaltung des Forstwesens 
und den Wechsel von der Planwirtschaft zur 
einer marktorientierten Forstwirtschaft und ei-
ner Neuorganisation der Eigentumsverhältnis-
se. 

Wesentliche Schritte in der Transformation zur 
einer Markökonomie waren die Restitution von 
Land an die Nachfahren ehemaliger Eigentü-
merinnen, der Verkauf von staatlichen Wäldern 
(Privatisierung) und die Einführung marktwirt-
schaftlicher Strukturen und Prozesse in den 
Staatsforstverwaltungen. In vielen südosteuro-
päischen Ländern sind diese Restitutions- und 
Privatisierungsprozesse jedoch noch nicht ab-
geschlossen.  

Die Frage des Landeigentums hat sich im Zu-
ge der Restitution nach dem Fall des Eisernen 
Vorhangs sehr unterschiedlich entwickelt.  

 

 

 

 

 

 

Durch Enteignungen, der Fragmentierung von 
Waldbesitz und der Landflucht bzw. größerer 
demographischen Veränderungen wurden al-
lerdings überall dort auch Traditionen entkop-
pelt und fachliches Wissen ging verloren.  

Diese Phänomene sind ebenfalls wesentliche 
Faktoren, die bei der Einschätzung der Poten-
tiale der Waldbewirtschaftung in Osteuropa 
von Wert sind. Fragen der Organisation der 
Waldbesitzerinnen, Möglichkeiten des Auf- und 
Weiterausbaus von integrierten Wertschöp-
fungsketten als auch einer ausreichenden Lo-
gistik sowie der Förderung von Innovation in 
Produkten und Märkten sind wesentliche The-
men für die Entwicklung einer überlebensfähi-
gen Forstwirtschaft in Ost- und Südosteuropa. 

Es sollte hier aber auch festgehalten werden, 
dass ein forstpolitischer Umbruch ebenfalls 
sehr rasch in diesen Ländern vor sich ging. 
Dieser zeigte eine sehr starke Anlehnung an 
europäische Initiativen zu nachhaltiger Wald-
bewirtschaftung wie dem Paneuropäischen 
Forstministerinnenprozess. Damit setzte auch 
ein neues Verständnis für eine multifunktionale 
Forstwirtschaft ein, welche im Zuge von De-
mokratisierungsprozessen vermehrte neue 
Ansprüche der Gesellschaft am Wald befriedi-
gen muss. Dies stellt vielfach große Heraus-
forderungen für die Umsetzung der noch sehr 
jungen Forstverordnungen dar. 

Mit den Beitrittsverhandlungen bzw. dem EU-
Beitritt vieler Länder der Region setzte eine 
zweite Welle starker Veränderungen für die 
Forstgesetzgebung und deren Umsetzung ein. 
Die Umsetzung des EU acquis communautaire 
und die Übernahme einer großen Anzahl viel-
faltiger Regelungen im und um den Forstbe-
reich (z.B. Natura 2000) in die nationalen 
Rechtsysteme und der Einführung neuer Stan-
dards (im Produkt- und Handelsbereich) stel-
len nur einige der Herausforderungen dar. 
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Untersuchungen zu vorhin angesprochenen 
Themastellungen haben im Einzelnen folgen-
des gezeigt:  
 
Privatisierung in Ost- und Südosteuropa 
Die Privatisierung von Staatsbetrieben begann 
in den meisten Ländern sogleich nach der poli-
tischen Wende 1990 und 1991 und erfolgte 
zumeist in zwei oder drei Phasen. Sie ging 
stets von den Regierungen aus und erfolgte 
allerdings auf unterschiedlicher Weise: bei-
spielsweise Verwendung eines Voucher-
System für Bürgerinnen (z.B. Tschechien und 
Slowakei), Teilhabe (z.B. Serbien), Mischsys-
teme mit Voucher für Bürgerinnen und Auktio-
nen an internationale Investorinnen (Rumäni-
en).  
 
Privatisierung der Waldflächen  
Diese Form bezieht sich auf die Abgabe staat-
lichen Waldbesitzes an Private, ungeachtet 
früherer Eigentumsverhältnisse. Interessan-
terweise war hierbei die Vollprivatisierung des 
Staatswaldes zumeist nur ein Randthema. Ei-
ne echte Privatisierung von Staatswald fand 
lediglich in Estland und Litauen statt und auch 
hier nur in geringem Maße. Im Allgemeinen 
wurde privater Waldbesitz als weniger effizient 
oder der Wald als „Nationaleigentum“ (Bsp. 
Litauen, Bulgarien) betrachtet.  
 
Reorganisation der staatlichen Forstverwal-
tung  
Hierbei handelt es sich um die Bildung einer 
privatrechtlichen Verwaltungsform des Staats-
waldes, der aber im staatlichen Besitz ver-
bleibt, oder anderer sehr ähnlich gelagerter 
Reorganisationsmaßnahmen. Die Privatisie-
rung der Staatsforstbetriebe startete zumeist 
erst in der zweiten Hälfte der 1990er-Jahre, in 
Serbien erst im Jahre 2001. Das Hauptziel war 
die Rationalisierung der operativen Arbeiten, 
u.a. durch Outsourcing von Teilaufgaben.  
 
Restitution 
Die Restitution startete Anfang der 1990er-
Jahre (in Serbien erst 2006) und erfolgte zu-
meist in mehreren Phasen. Die Rückgabe 
selbst ist derzeit in den meisten Ländern be-
reits abgeschlossen; sie erfasste aber sehr 
unterschiedliche Anteile des verstaatlichten 

Waldbesitzes. In manchen Ländern wurden 
Waldflächen nur an Staatsbürgerinnen abge-
geben. In Rumänien gab es drei Restitutions-
phasen: 1990 wurde die Fläche auf 1 ha be-
schränkt, 2000 auf 10 ha und 2006 kam es zu 
keiner Größenlimitierung. Die Situation in Li-
tauen verhält sich ähnlich. Vielfach wurde der 
Restitutionsprozess als schlecht organisiert 
kritisiert und oft öffentlich emotional diskutiert. 
Typischerweise bezog die öffentliche Verwal-
tung eine sehr restitutionskritische Position, 
indem die Möglichkeiten zu einer nachhaltigen 
Waldbewirtschaftung durch private Waldeigen-
tümerinnen in Frage gestellt wurden.  
 
Ein Ergebnis der Restitution ist, dass zahlrei-
che kleine Waldbesitzungen entstanden sind, 
deren Eigentümerinnen kein Waldwirtschafts-
wissen besitzen. Der starke Einfluss der staat-
lichen Forstverwaltungen bewirkte auch, dass 
die Bewirtschaftungspläne in der Regel durch 
staatliche Organe erstellt werden und jene Ei-
gentümerinnen vielfach wenige Freiheiten in 
der Waldbewirtschaftung selbst haben. Inte-
ressenorganisationen oder Beratungsorganisa-
tionen für private Waldeigentümer wie sie in 
den meisten westlichen Ländern beispielswei-
se in Österreich bestehen, sind erst im Aufbau 
begriffen und werden kaum durch den Staat 
unterstützt.  
 
Eigentumsrechte 
Mit den Privatisierungen und Restitutionen des 
Waldeigentums wurde nach der sozialistischen 
Phase mit ausschließlich staatlichem Waldei-
gentum wieder privater Waldbesitz geschaffen. 
Zugleich wurden allerdings weitreichende Ei-
gentumsrechte wiederum dem Staat anver-
traut, beispielsweise mit der Erstellung der 
Waldbewirtschaftungspläne. Während diese in 
westeuropäischen Ländern durchwegs von 
den Eigentümerinnen selbst erstellt werden, 
sind in den osteuropäischen Ländern nun 
weitgehend staatliche Behörden damit betraut. 
Es ist ein N-S-Kontinuum beobachtbar von 
Staaten, wo die Wünsche der Waldeigentüme-
rinnen berücksichtigt werden müssen (balti-
sche Staaten), nur gehört werden müssen 
(zentral-osteuropäische Staaten) oder nur ge-
hört werden können (südosteuropäische Staa-
ten).  

STAND	DES	WISSENS	
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PRIVATE	WALDBESITZER	IM	FOKUS	
 
Viele der neuen Waldbesitzerinnen finden 
sich in einer schwierigen Lage wieder. Es 
mangelt an Erfahrung, Know-How, Technik 
und Ausrüstung, Bezug zum Waldbesitz, 
wirtschaftlichen Strukturen und institutioneller 
Unterstützung. Daraus resultierend ist in vie-
len Ländern ein überproportionaler Anteil an 
nicht bewirtschafteten Wäldern und ein Wert-
verlust an forstlichen Ressourcen zu finden. 
In Ländern wie Rumänien nimmt infolgedes-
sen der Einfluss der staatlichen Forstverwal-
tungen wieder zu, sei es in der verpflichten-
den Managementplanung oder in der Umset-
zung von Waldbewirtschaftungsplanungen. 

Ein weiteres Folgephänomen betrifft die Aus-
lagerung von Waldarbeiten an private Unter-
nehmen. Verträge werden sowohl im Staats-
wald verstärkt an Unternehmen (z.B. für die 
Holzernte), als auch im Privatwald wegen des 
Mangels an geschulten Arbeitskräften verge-
ben. 

Als wesentlichster Punkt zur Aktivierung der 
neu entstandenen Privatwaldbesitzer wurde 
die Notwendigkeit der Schaffung von Koope-
ration und Vereinigungen identifiziert. Forstli-
che Kooperationen oder Interessengruppen 
sind allerdings nur langsam im Entstehen. Es 
besteht auch nur sehr wenig Unterstützung 
von behördlicher Seite.  

Viele Interessengruppen entstanden bereits 
in der Phase der Restitution, um die Interes-
sen der früheren Waldeigentümerinnen zu 
wahren. Diese bestehen weiterhin entweder 
primär als Interessenvertretungen oder zur 
gegenseitigen Unterstützung in der Bewirt-
schaftung. Die Zusammenschlüsse sind in 
manchen Ländern regional organisiert, in an-
deren eher nach den Eigentumsarten ge-
trennt. Interessanterweise wurden einige his-
torische Kooperationen wieder gegründet, 
wie z.B. agrarische Gemeinschaften, die den 
österreichischen Urbarialgemeinden oder Ag-
rargemeinschaften ähneln.  

 

WEITERENTWICKLUNG
 
Die Organisation privater Waldbesitzer um-
fasst sowohl Vereinigungen zu gemeinschaftli-
cher Interessenvertretung als auch technisch-
wirtschaftlicher Kooperationen. Vielerorts herr-
schen Skepsis vor: in Reminiszenz an Plan-
wirtschaftszeiten oder Enttäuschung über nicht 
eingehaltene Zusagen seitens der Politik wird 
jenen wenig zugetraut und/oder Korruption als 
Bedrohung wahrgenommen. Auf Basis beste-
hender Ansätze in osteuropäischen Ländern 
können folgende Erfolgsfaktoren für forstliche 
Organisationen ausgemacht werden. 

 

Organisatorische Stärkung und Einbindung 

 Starke bottom-up Initiativen 

 klar definierte Mitgliedschaft 

 breites Interesse der privaten Waldbesitzer 

 ausreichende Humanressourcen und cha-
rismatischer Führungsfiguren 

 Verlässlichkeit der Leitpersonen 

 Involvierung von ausgebildeten und profes-
sionellen Experten 

 

 Externer, technischer Support 

 Transparenz der finanziellen Gebarung 

 

Institutionelle Entwicklung 

 Partizipation in der forstpolitischen Fragen 

 Klare, stabile und langfristige Zielsetzungen 
in der Forstpolitik 

 Regionale Ansätze der politischen Vertre-
tung 

 Koordination und Kooperation mit Regie-
rung und Verwaltung sowie anderen natio-
nalen und internationalen Verbänden (z.B. 
CEPF) 

 Allianzen und politisches Lobbying 

 Schaffung von Strukturen guter interner und 
externer Kommunikation 

 Maßnahmen zur Bewusstseinsbildung zur 
Bedeutung der Organisation privater Wald-
besitzerinnen  
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Wirtschaftliche Stärkung der EigentümerInnen 

 

 Gezielterer Zugang zu EU-Förderungen 

 Beratung und Consultingleistungen 

 Technische und wirtschaftliche Services 

 Bereitstellung von Weiterbildung und Trai-
ning 

 

 Gemeinschaftliches Marketing des Forst-
sektors 

 Förderung horizontaler und vertikaler Busi-
ness-Kooperationen 

 Gemeinschaftliche Holzvermarktung 

  

WOLLEN	SIE	MEHR	WISSEN?
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